
OVG NRW: Erwerbstätigkeit bei Duldung 
Beschluss vom 18.1.2006 - 18 B 1772/05 - (7 S., M7931) 
»(...) 2. Der vorliegend formulierte Hilfsantrag, dem Antragsgegner im Wege der einstweiligen 
Anordnung aufzuerlegen, dem Antragsteller vorläufig die Fortsetzung der Erwerbstätigkeit bei 
der Firma Auto L. Kfz-Handel zu gestatten durch entsprechende Aufnahme einer 
Nebenbestimmung zur Duldung, ist nach allem grundsätzlich statthaft. Der Senat versteht ihn 
allerdings klarstellend dahin, dass beantragt wird, den Antragsgegner im Wege der einstweiligen 
Anordnung vorläufig – bis zur Entscheidung in der Hauptsache – zu verpflichten, die dem 
Antragsteller erteilte Duldung dahin zu erweitern, dass ihm die Fortsetzung der Erwerbstätigkeit 
bei der Firma Auto L. Kfz-Handel erlaubt wird. 
Diese Klarstellung erscheint veranlasst, weil der zur Verdeutlichung der gesetzlich vorgesehenen 
untrennbaren Verknüpfung des Beschäftigungsrechts mit dem Aufenthaltstitel bzw. der Duldung 
gewählte Begriff der ›Nebenbestimmung‹ in § 84 Abs. 1 Nr. 3 AufenthG (vgl. auch BT-Drs. 
15/240, S. 69 re. Sp; VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 12. Oktober 2005 - 11 S 
1011/05 -, juris [=ASYLMAGAZIN 12/2005, S. 25]) offensichtlich in einem von § 36 VwVfG 
(hier von § 36 VwVfG NRW) abweichenden Sinne verwendet wird. Eine Nebenbestimmung im 
Sinne des § 36 VwVfG liegt nämlich nicht vor; insbesondere handelt es sich nicht um eine 
Auflage gemäß § 36 Abs. 2 Nr. 4 VwVfG, da dem Betreffenden kein Tun, Dulden oder 
Unterlassen vorgeschrieben wird. (...) 
Mit der genannten Antragsfassung ist auch klargestellt, dass es vorliegend nicht um die 
Neuerteilung einer Duldung geht, so dass für die begehrte Erweiterung der Duldung nicht deren 
Erteilungsvoraussetzungen vollständig zu prüfen sind. 
Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ist jedoch nicht begründet. (...) Dem steht 
der Versagungsgrund des § 11 BeschVerfV entgegen. (...) 
Darüber, dass die mangelnde Mitwirkung bei der Passbeschaffung auch unter Berücksichtigung 
der Regelung des § 11 Satz 2 BeschVerfV einen Versagungsgrund im Sinne des § 11 Satz 1 
BeschVerfV darstellen kann, besteht – soweit ersichtlich – Einigkeit (vgl. etwa OVG NRW, 
Beschlüsse vom 5. September 2005 - 17 B 1118/05 - und vom 28. Oktober 2005 - 17 B 1815/05 
-; Nds. OVG, Beschluss vom 8. November 2005 - 12 ME 397/05 -, juris; VG Sigmaringen, 
Beschluss vom 20. April 2005 - 6 K 2362/04 -; Fehrenbacher, HTK-AuslR / § 11 BeschVerfV 
12/2005 Nr. 3; Leineweber, InfAuslR 2005, 302 (304); Marx, ZAR 2005, 48 (53); Stiegeler, 
Asylmagazin 6/2005, 5 (7); Zühlcke, ZAR 2005, 317 (321)). (...) 
Es ist allerdings einschränkend zu verlangen, dass das in Rede stehende Verhalten – hier die 
fehlende Mitwirkung an der Passbeschaffung – kausal dafür ist, dass aufenthaltsbeendende 
Maßnahmen nicht vollzogen werden können. Auch das ist ohne Weiteres aus dem Wortlaut des § 
11 Satz 1 BeschVerfV abzuleiten: Ist das Verhalten nicht kausal, wird die Voraussetzung nicht 
erfüllt, dass bei dem Ausländer aus von ihm zu vertretenden Gründen aufenthaltsbeendende 
Maßnahmen nicht vollzogen werden können (so auch Nds. OVG, Beschluss vom 8. November 
2005 - 12 ME 397/05 -, juris; VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 12. Oktober 2005 - 11 
S 1011/05 -, juris; Fehrenbacher, HTK-AuslR / § 11 BeschVerfV 12/2005 Nr. 3; Leineweber, 
InfAuslR 2005, 302 (304); Stiegeler, Asylmagazin 6/2005, 5 (7); Zühlcke, ZAR 2005, 317 
(321)). (...) 
Den weiteren Fragestellungen, ob das in Rede stehende Verhalten noch gegenwärtig sein muss 
(so Nds. OVG, Beschluss vom 8. November 2005 - 12 ME 397/05 -, juris; Leineweber, InfAuslR 
2005, 302 (304)), und ob erforderlich ist, dass die Behörde den Betreffenden zur Mitwirkung an 
der Passbeschaffung aufgefordert hat (vgl. dazu Stiegeler, Asylmagazin 6/2005, 5 (7)), muss 
anlässlich des vorliegenden Falles nicht nachgegangen werden, denn hier ist weder mit der 
Beschwerde dargetan noch sonst ersichtlich, dass unter einem dieser Gesichtspunkte eine 
Einschränkung veranlasst sein könnte. Der Senat merkt allerdings Folgendes an: Das Erfordernis 
der Gegenwärtigkeit des fraglichen Verhaltens dürfte als Frage der Kausalität zu behandeln sein. 
Hat der Betreffende sein Verhalten geändert und wirkt nunmehr an der Passbeschaffung mit, 



kann aber gleichwohl nicht abgeschoben werden, besteht kein von ihm zu vertretendes 
Abschiebungshindernis mehr. Liegen seine Mitwirkungspflichtverletzungen in der 
Vergangenheit, wirken aber noch fort und hindern aufenthaltsbeendende Maßnahmen weiterhin, 
kann darin ein Versagungsgrund liegen. Einer vorausgegangenen Aufforderung, im Rahmen der 
sich jedem Ausländer erschließenden Pflichten an der Passbeschaffung mitzuwirken, bedarf es 
nach der Rechtsprechung des Senats grundsätzlich nicht (vgl. näher nur Senatsbeschluss vom 25. 
Juli 2005 - 18 E 667/05 - mit weiteren Nachweisen). (...) 
Ergänzend sei angemerkt, dass es – griffe nicht schon der Versagungsgrund gemäß § 11 
BeschVerfV ein – ausgehend vom oben Ausgeführten keinen Bedenken unterliegen dürfte, den 
Umstand, dass der Antragsteller seinen Mitwirkungspflichten bei der Passbeschaffung nicht 
hinreichend nachgekommen ist, jedenfalls im Rahmen des Ermessens zu seinem Nachteil zu 
berücksichtigen. Zwingende Gründe, die dem entgegenstehen würden, sind nicht ersichtlich (so 
auch VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 12. Oktober 2005 - 11 S 1011/05 -, juris; VG 
Karlsruhe, Beschluss vom 14. April 2005 - 10 K 493/05 -, AuAS 2005, 194; Zühlcke, ZAR 
2005, 317 (321); anders Stiegeler, Asylmagazin 6/2005, 5 (7) für Handlungen oder 
Unterlassungen, die grundsätzlich in den Anwendungsbereich des § 11 BeschVerfV gehören, 
aber den tatbestandlichen Anforderungen nicht genügen). (...)« 
 
 


